
Russland-Sanktionen:  Mehr
Äpfel müssen von uns gegessen
werden!
Kein  Kampf  ohne  Mampf  –  so  lautet  die  Devise  des  deutschen
Landwirtschaftsministers  Christian  Schmidt  seitdem  die  Sanktionen
Russlands gegen die EU erhoben wurden. Seit einigen Wochen wurde der
Import von vielen landwirtschaftlichen Produkten aus der EU gestoppt, es
mangelt  in  Moskau  seitdem  stark  an  Apfelmus.  Nach  einigen  Wochen
Selbstversuch  hat  unser  Landwirtschaftsminister  jedoch  erschreckt
feststellen müssen, dass er nicht alle Äpfel alleine essen kann, um unsere
Wirtschaft  in  Schwung  zu  halten.  Mit  dem  Slogan  „Deutsche  Äpfel  für
deutsche Kinder (in deutschen Schulen und deutschen Kindergärten)“ ruft er
dazu auf, noch vor dem ersten deutschen Brot am Morgen in einen Apfel zu
beißen.  Mit  der neu gewonnenen körperlichen Gesundung des Volkes ist
dann  auch  gleich  die  Grundlage  für  körperliche  Ertüchtigung  gegeben.
Endlich mal einer, der die Lage Ernst nimmt!

Die Front deutscher Äpfel hat sich bisher noch nicht zu diesem Schwenk der
Bundesregierung geäußert.  Es  scheint  jedoch,  also  würde die  jahrelange
Lobbyarbeit endlich fruchten. Sehen wir dort eine neue schwarz-boskooprote
Koalition am Horizont?

Die, die aber tatsächlich in den sauren Apfel beißen werden durch diese
Sanktionen,  sind  nicht  die  deutschen  Kartoffeln,  sondern  die  polnischen
Bauern und Bäuerinnen. Die bisher exportierten 500.000 Tonnen passen auf
keinen Apfelkuchen. Oma Nadia dazu empört „Ich fühle mich veräppelt!“

Die 20.000 Tonnen aus Deutschland sind nichts dagegen. Trotzdem kommt
unser Minister nicht nur mit einem plumpen Spruch wie „Äpfel essen gegen
Putin“ daher, sondern bietet auch gleich praktische Vorschläge.

Christian Schmidt hat einen guten Anfang gemacht, denn Äpfel sind sehr
vielseitig. Wir wäre es mit staatlicher angeordneter Apfelbong, einen Liter
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Apfelmost pro Tag oder zumindest bei jeder CSU-Versammlung, Apfelwurst
(Rezept auf www.chefkoch.de) und zum Glück ist auch die Zeit für Bratäpfel
bald gekommen. Auch faulige Äpfel als C-Waffen oder Granatäpfel gegen
Russland zu verwenden wäre eine Idee, aber hier will ja keiner Krieg, oder?

Auf den letzten deutschen Apfel, der sich nach Mallorca exportierte, können
wir jedoch gerne verzichten.  Lieber Holger,  nicht  jeder trifft  so gut  wie
Wilhelm Tell.

Die drei ???, REVOLUTION-Berlin

NATO-Militarismus  befeuert
Kriegsstimmung
In  den  kommenden  Tagen  wird  der  NATO-Gipfel  in  England,  Wales
stattfinden. GenossInnen von REVOLUTION aus Deutschland, Österreich und
Grossbritannien  werden  sich  an  den  Gegenprotesten  beteiligen,  um den
Kampf gegen Krieg, Militarisierung, Imperialismus und fuer den Sozialismus

auf die Strasse zu tragen. Am 4. und 5. September wird der NATO-Gipfel in
Newport, Wales stattfinden. Die FührerInnen der 28 Mitgliedsstaaten der
mächtigsten Militärallianz der Welt werden sich treffen, um eine neue Runde
der Militarisierung und Konflikte in der Nachwelt des „Krieges gegen den
Terror“ vorzubereiten.

S t o p  t h e  W a r  u n d  v i e l e  a n d e r e  s o z i a l i s t i s c h e  u n d
ArbeiterInnenorganisationen  rufen  in  der  kommenden  Woche  zu
Massenprotesten unter dem Slogan „Nein zur NATO, Nein zu neuen Kriegen“
auf.

Auf dem Weg zu einem neuen Kalten Krieg
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An  dem  NATO-Gipfel  werden  sich  67  Staatsoberhäupter  und
RegierungsvertreterInnen beteiligen, um über einen „Readiness Action Plan“
zu diskutieren. Der Gifpelplan spricht von einer „Achse der Krise“, die die
Allianz umgibt. Diese „Achse der Krise“ ist eine Beschönigung für die Kriege
und die Instabilität, die durch die Kriege und „Interventionen“ der NATO in
den letzten 20 Jahren geführt wurden.

Ganz  oben  auf  der  Tagesordnung  des  Gipfels  steht  die  vermeintliche
Bedrohung Russlands.

Der einzige Regierungschef der kein Vertreter der Mitgliedsstaaten ist, ist
der  Präsident  der  Ukraine  Petro  Poroschenko.  Ein  Zeichen  für  die
strategische Wichtigkeit der Ukraine für den sich verschärfenden Konflikt
mit Russland.

Am 29. August brachte das ukrainische Kabinett ein Gesetz ins Parlament
ein, dass ein Ende der Neutralität der Ukraine und den Betritt zur NATO
ebnet.  Die  Instabilität  in  der  Ukraine  –  und  der  Versuch  der  USA eine
föderale  Kompromisslösung  zwischen  Deutschland  und  Russland  im
Bürgerkrieg zu finden führt gleichzeitig zu größeren Spannungen innerhalb
der NATO selbst. Der deutsch-französische Flügel der große ökonomische
und  militärische  Verbindungen  mit  Russland  pflegt,  ist  gegen  eine
unmittelbare Integration der  Ukraine in  die  NATO und die  EU,  die  ihre
Kooperation mit dem Regime Putins unterbinden würde.

Andererseits  machen  Polen  und  die  baltischen  Staaten  Druck,  um  eine
höhere NATO-Präsenz in den östlichen NATO-Ländern herbeizuführen.

Eine neue politische Periode hat die Ereignisse in der Ukraine befeuert. Sie
ist gekennzeichnet durch steigende imperialistische Spannungen in Europa,
dem nahen  Osten,  Asien  und  auch  Afrika.  Die  gesteigerte  Aggressivität
Amerikas –  mit  ihrem allzeit  getreuen Juniorpartner Großbritannien –  ist
darauf versessen die neuen Konkurrenten Russland und China einzukreisen
und  zu  schwächen.  Tatsächlich  bringen  diese  Aggressionen  China  und
Russland näher zusammen und schaffen eine neue Allianz von Staaten, die
sich  von  der  bisherigen  militärischen,  politischen  oder  ökonomischen



Dominanz  des  US-Imperialismus  zu  „befreien“.

Stopp dem Militarismus – Nein zu neuen Kriegen

Auf  dem NATO-Gipfel  werden die  USA und ihre  Verbündeten wie  Polen
versuchen die europäischen Länder drängen ihr Engagement in der NATO
durch erhöhte Militärausgaben und Truppenvergrößerungen zu beweisen ,
um den USA zu erlauben einige der Kosten ihrer internationalen „Interessen“
auf ihre Verbündeten zu übertragen.

Anders  Fogh Rasmussen,  der  Generalsekretär  der  NATO machte  dies  in
einem Interview für „Prospect“ (15. Mai) klar, als er sagte:

„Wir können es uns nicht leisten Europa zu demilitarisieren wahrend sich
Russland bewaffnet und massenhaft  Truppen an der ukrainischen grenze
sammelt.“ Er fügte hinzu „Die Kürzungen müssen stoppen.“ Womit er die
Kürzungen  im  Militärhaushalt  meinte  und  nicht  die  Kürzungen  im
Sozialbereich  meinte  –  die  „berechtigt“  sind.

Er  befürwortet,  dass  die  NATO mittlerweile  mehr Schiffe  auf  See,  mehr
Flugzeuge in der Luft und mehr Übungen auf dem Land“ mobilisiert und
„mehr  Militärkooperation,  einschließlich  Verteidigungsreformen  und
Modernisierungen  zugestimmt“  hat.

Der  Hintergrund  für  gesteigerte  Ausgaben  ist  die  Instabilität  und  die
militärischen Spannungen, die durch den US-finanzierten Umsturz der pro-
russischen Regierung in der Ukraine befördert wurden.

Das hatte den gewollten Effekt zur Folge, dass die NATO zum ersten mal
erheblich  Truppen  in  Militärbasen  in  Polen  und  den  baltischen  Staaten
stationiert.

Die NATO-Propaganda verkauft sich selbst als ein Instrument des Friedens
und der Stabilität in Europa. Während kein europaeischer Mitgliedsstaat von
einem anderen angegriffen wurde, hat die NATO etliche Länder außerhalb
Europas bekriegt.

Tatsächlich ist die NATO ein Werkzeug der US-Außenpolitik. Sein Zweck ist



es andere Länder an die Interessen der USA zu binden. Interessen, die vor
allem  darauf  abzielen,  ein  Aufkommen  von  geopolitischen  Rivalen  zu
verhindern.

20  Jahre  nach  dem  Kalten  Krieg  können  wir  eine  neue  Runde  der
militärischen Eskalation und Konfrontation sehen – ein neuer Kalter Krieg,
der die Gefahr in sich birgt „heiß“ zu werden, während die rivalisierenden
Mächte  darum  kämpfen  die  Welt  neu  unter  sich  aufzuteilen,  um  sie
ausbeuten zu können.

Wir müssen uns gegen diese neue Kriegsstimmung stemmen und die Gefahr
neuer zerstörerischer Kriege.

Auf dem NATO-Gipfel 2014 werden die WeltführerInnen, die mehr Länder
angegriffen  und  mehr  Menschen  als  alle  schäbigen  „kleinen“  Diktatoren
umgebracht haben, über „Frieden“ und „Sicherheit“ reden. Die Wahrheit ist,
das die einzige „Sicherheit“, die sie wollen, die Sicherheit ihrer Dominanz
über  die  Welt  ist.  Der  „Frieden“,  den  sie  der  Welt  aufzwingen,  der  zu
Millionen  Toten  durch  NATO-Bomben  und  Kugeln  führt,  ist  ein
Friedhofsfrieden.

Die  heutige  Situation  fordert  nicht  nur  die  Solidarität  mit  dem
antifaschistischen Widerstand in der Ukraine, sondern auch der Propaganda
entgegenzuwirken,  dass die Ukraine ein ganz spezielles  Opfer russischer
Aggression sei, just in dem Moment wo die Ukraine unter die imperialistische
Kontrolle der USA und der EU zu fallen scheint.

Vor  allem  bedeutet  es  die  Antikriegsbewegung  in  Europa  und  weltweit
wiederzubeleben. Wir brauchen Mobilisierungen von Millionen wie gegen die
US und NATO-Kriege gegen Afghanistan und den Irak.

Wir  unterstützen  die  Initiative  von  Stop  the  War  und  den  Aufruf  für
Gegenproteste gegen den NATO-Gipfel in Newport, als ein wichtiges Moment
eine  neue  Bewegung  aufzubauen.  Wir  müssen  Kampagnen  in  die
Gewerkschaften,  in  die  Schulen  und  an  die  Universitäten  tragen,  um
hunderttausende gegen den krieg und Militärallianzen wie die NATO auf die
Straße zu bringen.



Nein zu NATO-Bombardierungen wie im Irak!
Für  die  Schließung  der  NATO-Basen,  die  Niederlage  und  den
Rückzug ihrer Truppen!
Nieder mit der NATO – Gegen eine Erweiterung der NATO auf die
Ukraine!

Krieg  dem Krieg,  lasst  uns  die  imperialistischen  Kriege  in  sozialistische
Revolutionen gegen die herrschende Ordnung verwandeln.

Aufruf von REVOLUTION und Workers Power gegen den NATO-Gipfel

Demonstration  für  Palästina  –
Schluss mit Krieg, Blockade und
Unterdrückung
Palästina-Demonstration am Samstag, den 09.08. ab 15 Uhr, Axel-
Springer-Haus

Seitdem  Israel  am  08.  Juli  seine  Militäroffensive  „Protective  Edge“  im
Gazastreifen begann sind beinahe 2000 PalästinenserInnen durch Bomben,
Artilleriefeuer und Bodenoffensive umgekommen, die meisten unter ihnen
waren  ZivilistInnen.  In  dem  offiziell  als  Akt  der  „Selbstverteidigung“
bezeichneten  Krieg,  starben  auf  israelischer  Seite  starben  rund  65
SoldatInnen  und  3  ZivilistInnen.

Der Anlass für dieses Blutbad war für die israelische Regierung Netanjahus
die Entführung und Ermordung dreier Talmud Schüler.  In kürzester Zeit
führten die israelischen Sicherheitskräfte hunderte Festnahmen,  begleitet
von  mehreren  Toten  PalästinenserInnen  in  der  Westbank  durch.  Diese
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Maßnahme, richtete sich keinesfalls der tatsächlichen Findung der Mörder
der Talmud Schüler. Er richtete sich gegen die palästinensische Bevölkerung
im Allgemeinen und den Widerstand gegen die israelische Unterdrückung im
besonderen. Es war diese Welle der Repression, die den Raketenbeschuss
aus  dem  Gazastreifen  beförderte,  der  letztlich  zum  Vorwand  für  die
israelische  Offensive  genommen  wurde.

Wir lehnen die Lüge des „Selbstverteidigungskrieges“ der israelischen und
deutschen Bundesregierung ab,  die  von  den deutschen Medien  mit  dem
Antisemitismusvorwurf  gegen  die  legitimen  Proteste  in  Solidarität  mit
Palästina  flankiert  werden.  Keine  Frage,  wir  lehnen  jede  Form  des
Antisemitismus  entschlossen  ab,  er  hat  in  unserer  Bewegung  nichts  zu
suchen. So wie wir auch den Zionismus ablehnen. Beides sind reaktionäre
Ideologien. Aber das hat uns nicht vergessen lassen auf welcher Seite wir
stehen: auf der Seite der Unterdrücken, auf der Seite des palästinensischen
Widerstandes für Freiheit, auch wenn ihre Führung aus der islamistischen
Hamas und der korrupten Fatah nicht befürworten.

Gerade die zehntausenden Jugendlichen, unter ihnen viele junge Frauen und
Mädchen sind gegen den Krieg, gegen die Unterdrückung auf die Straße
gegangen. Sie sind für eine bessere und nicht für eine schlechtere Welt
demonstrieren gegangen. Ihnen reichen wir von REVOLUTION in Solidarität
unsere Hand. Wir wollen eine internationale Organisation aller Jugendlichen,
ob deutscher, arabischer oder israelischer Herkunft aufbauen, die für unsere
Befreiung von Krieg und Imperialismus kämpft.

Wir haben die vielen Kriege, die vom Staat Israel ausgingen nicht vergessen.
Wir haben die unzähligen Toten und den Hass, den der Zionismus in der
Region unter den unterschiedlichen Ethnien und Konfessionen gesät  hat,
nicht  vergessen.  Diese  Kriege  wurden  im  Interesse  des  internationalen
Imperialismus  geführt,  für  die  die  israelische  Kapitalistenklasse  ein
zuverlässiger Partner im Kampf um die Kontrolle von Ressourcen, Märkten
und geostrategischen Punkten im Nahen Osten war.

Deswegen rufen  wir  von  REVOLUTION zur  Teilnahme an  der  Palästina-
Demonstration am Samstag, dem 09. August in Berlin ab 15 Uhr vor dem



Axel-Springer Haus in der Axel-Springer-Straße 65 auf.

Wir unterstützen die Forderungen des Bündnisses, dass für ein sofortiges
Ende des israelischen Massakers an der Bevölkerung in Gaza, ein Ende der
Blockade und der Besatzung Gazas, sowie dem Stopp aller Waffenlieferungen
an Israel eintritt.

Doch  um  diese  Forderungen  umzusetzen,  braucht  es  entschlossenen
Widerstand  und  internationale  Solidarität  der  Linken  und  der
Gewerkschaften. Es braucht eine dritte Intifada aller PalästinenserInnen, die
sich gegen das israelische Apartheidsregime richtet, aber es braucht auch
einen  Bruch  der  israelischen  ArbeiterInnenklasse  und  Jugend  mit  der
nationalistischen und reaktionären Ideologie des Zionismus, die sie an die
Kriege ihrer eigenen herrschenden Klasse kettet.

Wir von REVOLUTION kämpfen für eine Alternative revolutionäre Politik, die
sich klar auf die Seite des palästinensischen Widerstandes stellt und diesem
eine sozialistische und progressive Politik geben will. Unsere Perspektive ist
der  Aufbau  einer  ArbeiterInnen-  und  Jugendbewegung  in  den
palästinensischen  und  israelischen  Gebieten,  die  den  Unterdrückerstaat
Israel  stürzen  und  ein  befreites,  säkulares  und  vereintes  Palästina  auf
sozialistischer Grundlage erkämpfen kann. Nur so werden Muslime, Christen,
Juden und Atheisten in Frieden und Freiheit leben können.

Aufruf von REVOLUTION-Berlin

Hintergrund  des  Ukraine-
Konfliktes: Eine Klassenanalyse
Die hier von uns veröffentlichte und zur Diskussion stehende Analyse stammt
von der sozialistischen Organisation Borotba (zu deutsch „Kampf“), welche
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für eine vom russischen und westlichen Imperialismus unabhängige Ukraine
kämpft. Wir von REVOLUTION unterstützen sie dabei und arbeiten mit ihnen
zusammen – so sind zum Beispiel in einigen deutschen Städten gemeinsame
Veranstaltungen  zum  dortigen  Konflikt  geplant,  denn  was  dort  wirklich
passiert wissen leider nur wenige.

Dieser Text soll genau hier ansetzten und unabhängig von westlichen und
russischen  Medienlügen  aufklären,  wobei  der  Schwerpunkt  auf  der
Entwicklung des ukrainischen Kapitalismus seit dem Zerfall der Sowjetunion
und einer Charakterisierung des Maidan liegt.

Ukraine-Sticker  von  REVOLUTION  –  auf  Anfrage
erhältlich

13.6 14

Die Wurzeln der sozialen und klassenkämpferischen Krise in der Ukraine
wurden bisher noch nicht ausreichend untersucht. Die Aufmerksamkeit galt
hauptsächlich  dem  politischen  Charakter  der  Ereignisse,  die  sozio-
ökonomische Basis verlor man aus den Augen. Was sind die sozialen Kräfte
hinter  dem Sturz  des  Janukowitsch  –  Regime,  dem Aufbau  eines  neuen
Regimes  in  Kiew,  dem  Aufkommen  der  Anti-Maidan-Bewegung  und  der
Bewegung im Süd-Osten?

Die Kapitalismus-Krise in der Ukraine

Die  Krise  in  der  Ukraine  ist  nicht  allein  ein  nationales  Phänomen.  Aus
mehreren Gründen wurde die Ukraine zu einem Schwachpunkt im System,
welches auf  dem Dollar als  Weltwährung basiert.  Sie wurde Opfer eines
Systemzusammenbruchs und eines auf Pump finanzierten Aufschwungs. Die
ukrainische  Wirtschaft  wurde  im Zusammenhang  mit  der  globalen  Krise
instabil, was zu einer Spaltung der herrschenden Klasse führte und den seit
Monaten sichtbaren politischen Kampf hervorrief.

Die Wirtschaft des ukrainischen Kapitalismus nahm ihre Form im Zuge des
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Zusammenbruchs  der  Sowjet-Wirtschaft,  der  Privatisierung  des
gesellschaftlichen Eigentums und der Integration in den Weltmarkt an. Diese
Prozesse  hatten  einen  herabsetzenden  Einfluss  auf  die  Wirtschaft  der
„Ukrainischen  Sowjet  Republik“,  welche  weltweit  am  zehnt-schnellsten
wuchs.  In  Zeiten  der  Sowjetunion  hatte  die  Ukraine  eine  komplexe  und
entwickelte  Wirtschaft,  wobei  vor  allem  der  Maschinenbau  und  die
hochwertige  Warenproduktion  die  größte  Rolle  spielten.

Die  Integration  in  den  Weltmarkt  führte  zum  Zusammenbruch  des
Hochtechnologie-Sektors. Während sich die Wirtschaft der UdSSR nach den
Bedürfnissen der Produktion und der Menschen richtete und sich mehr oder
weniger in einer komplexen und abgerundeten Art und Weise entwickelte,
richtete sich die kapitalistische Wirtschaft der Ukraine nach den Ansprüchen
des  weltweiten  Marktes.  Die  größten  Opfer  dieses  Prozesses  waren  der
Maschinenbau  und  dessen  Zulieferer,  die  Leichtindustrie,  die
Elektroindustrie und die Turbinen-, Flugzeug- und Autoproduktion.

Als  diese  komplexe  Produktion  zerstört  war,  nahm  der  Export  von
Rohmaterial die Hauptrolle ein und die Arbeit mit geringer Wertsteigerung
bekam eine katastrophale Wichtigkeit. Die Eigentümer dieser Unternehmen
erschufen eine Schicht innerhalb der Oligarchie, welche während der ganzen
Epoche der „Unabhängigkeit“ ein Großteil der Wirtschaft kontrollierte.

Diese  Schicht,  orientiert  an  der  Produktion  von  Rohmaterialien  für  den
Export,  beutete  das  von  der  UdSSR  geerbte  produktive  Potenzial
rücksichtslos aus. Als Folge ihrer ökonomischen Position war die ukrainische
Oligarchie  nicht  uninteressiert,  den  Binnenmarkt  des  Landes
weiterzuentwickeln, jedoch hat sie in vielen Fällen eine sehr ausbeuterische
Einstellung zu ihren eigenen, ertragreichen Besitztümern – beispielsweise
bevorzugen  sie  es  ihr  Kapital  ins  Ausland  zu  bringen,  statt  es  für  die
Weiterentwicklung der Produktion zu nutzen. Eine Summe von mehr als 165
Billionen Dollar wurde aus der Ukraine abgezogen und im Ausland investiert.

Das Modell der dezentralen Exportwirtschaft hatte einen „kannibalischen“
Charakter  und basierte  auf  dem von der  Sowjetunion geerbten Konsum.
Selbst  vor  dem  Beginn  der  globalen  ökonomischen  Krise  zeigte  die



Eisenverhüttung – die „Lokomotive“ der dezentralen ukrainischen Wirtschaft,
die  40-50  Prozent  des  Exports  darstellte  –  offensichtliche  strukturelle
Schwäche:  altmodische  Technologien,  Ineffizienz  (Die  Produktion  einer
Tonne Stahl benötigt in der Ukraine 52,8 Arbeitsstunden, 38,1 in Russland
und 16,8 in Deutschland),  hoher Energieverbrauch und Abhängigkeit  von
ausländischen (hauptsächlich russischen) Energiequellen. So lange die Preise
hoch waren, waren diese Schwächen nicht von entscheidender Wichtigkeit,
aber jede Verschlechterung der Konjunktur machte sie zu einer ernsthaften
Bedrohung.

Die anderen Sektoren der ukrainischen Wirtschaft – die landwirtschaftliche
Produktion  (teilweise  Pflanzen  für  industrielle  Zwecke),  die  chemische
Industrie  (hauptsächlich  die  Produktion  von  Mineraldünger)  und  die
Rohstoffindustrie  (Erz  und  Kohle)  sind  ebenfalls  hauptsächlich  auf  die
Rohmaterialproduktion  angewiesen und am Export  orientiert.  Wegen der
Begrenztheit  des  Binnenmarktes  entwickelten  sich  die  übrigen
Produktionssektoren (mit Ausnahme der Lebensmittelproduktion) nur in dem
Ausmaß, in welchem sie dem exportorientierten Sektor dienten. In der Regel
waren diese Bereiche der Wirtschaft von niedrigen Löhnen und Gewinnraten
geprägt.

Mit  dem Rückgang der nationalen Produktion in Gebieten außerhalb des
exportorientierten Sektors steigerte sich die Abhängigkeit von Importen. Der
Anteil  der  ukrainischen Güter  innerhalb  der  gewerblichen Umsätze  sank
kontinuierlich, während der Anteil an Importen wuchs. Ab Mitte der 2000er
überstiegen die Importe immer wieder die Exporte. Aus diesem Gegensatz
wurde ein Anstieg der Schulden im Ausland gefördert, wovon sowohl die
staatlichen als auch die privaten Schulden betroffen waren.

Mit der globalen Krise 2008 sank die Nachfrage an ukrainischen Exporten,
während die Preise für Importe anstiegen und die Abhängigkeit von Importen
wuchs.  Das  Modell  des  ukrainischen  Kapitalismus  war  eindeutig  zum
Scheitern  verurteilt.

Krise und Spaltung in der herrschenden Klasse



Innerhalb  der  herrschenden  Klasse  löste  die  wachsende  Krise  einen
erheblichen internen Kampf aus. Zu dieser Zeit war die Spitze innerhalb
dieser Klasse – ca. ein Dutzend Milliardäre – schon darauf vorbereitet, sich in
der Elite der Welt zu integrieren und suchte nach einem Weg, ihr Kapital im
Westen unterzubringen. Die Milliardäre hatte genug Kapital angesammelt,
um  es  effizient  in  finanzielles  und  industrielles  Vermögen  im  Westen
umzuwandeln, während unser Land durch die sich entwickelnde Systemkrise
nicht länger attraktiv für große ukrainische Betriebe war.

Die  Bezeichnung  für  die  Legalisierung  dieser  Veränderung  war  die
sogenannte „Eurointegration“, durch welche die ukrainischen Milliardäre, im
Austausch  für  die  Beendung  des  Schutzes  des  Binnenmarktes  und  das
Versprechen  ihn  effizient  den  anderen  internationalen  Monopolen
auszuliefern,  die  Anerkennung  Europas  gewannen.

Der Fakt, dass der Preis dafür die Zerstörung diverser Sektoren der Industrie
und eine neue Spirale der Deindustrialisierung mit einem unausweichlichen
Wachstum  der  Arbeitslosigkeit  und  anderen  sozialen  Missständen  wäre,
beunruhigte die Spitze der herrschenden Klasse nicht im Geringsten.

Die Oligarchen, die eine mittlere bis niedrige Stellung innehatten, sahen die
Ukraine hingegen immer noch als Schauplatz für das leitende Geschäft an,
denn sie besaßen kein ausreichendes Kapital, um sich in die Elite der Welt zu
integrieren.  Sie  errichteten  einen  halbherzigen  Widerstand gegen diesen
Prozess.

Es  waren  Menschen,  die  bisher  noch  nicht  jede  Gelegenheit  ausgenutzt
haben, die ihnen der „unabhängige“ ukrainische Staat bot, um in die große
Liga der Milliardäre aufzusteigen. Infolgedessen wollten sie eine komplette
Auslieferung  des  Binnenmarktes  an  die  europäischen  „Partner“  nicht
mitanzusehen.

Für  einen  erweiterten  Zeitraum  wankte  die  Herrschaft  des  Landes,
personifiziert als Janukowitsch, zwischen der „Partei der Milliardäre“ und
der „Partei der Millionäre“ hin und her, auf der Suche nach einem Verfahren
der „Eurointegration“, das beiden Seiten gerecht würde.



Das  Ergebnis  war,  dass  Janokowitsch  gezwungen  wurde,  die  geplante
Unterschrift in Vilnius im Dezember 2013 für einen Vertrag über eine freie
Handelszone  abzusagen,  da  diese  Einigung  die  ökonomischen  Interessen
eines  wichtigen  Sektors  der  Bourgeoisie  bedrohte  hätte  und  sie  voller
katastrophaler sozialer Konsequenzen war.

Hinter der Notwendigkeit der „Integrationsprozesse“ stand ein akuter Bedarf
an Krediten, die nur von internationalen finanzwirtschaftlichen Unternehmen
(dem IWF) oder von der Russischen Föderation kommen konnten.

Im Gegensatz zum IWF bestand Russland nicht auf unsoziale Reformen als
zur Kreditbewilligung, was Janukowitsch dazu brachte die Unterzeichnung
des  Assoziierungsabkommens  mit  der  europäischen  Union  und  des
Freihandelsabkommens  zurückzustellen.  Die  Antwort  der  „Partei  der
Milliardäre“,  die  alles  auf  die  Integration  in  Europa  setzte  zeigte  sich  in
Form des Euromaidans.

Euromaidan: Seine Anstifter, sein Kern und seine soziale Basis

Während der Anfangsphase des Euromaidans war die Teilnahme der breiten
Masse  sehr  gering.  Die,  die  während der  ersten  Tage anwesend waren,
waren  hauptsächlich  Angestellte  und  Aktivisten  der  Pro-Westen
Nichtregierungsorganisationen und Mitglieder von Neonazi-Gruppierungen
(die  Organisation  Svoboda  und  andere  Gremien,  die  anschließend  den
rechten  Sektor  bildeten.)  Der  Euromaidan  nahm  erst  einen  echten
Massencharakter an, nachdem die Demonstranten erstmals vom Maidanplatz
getrieben wurden.

Der  Angriff  wurde  live  auf  den  von  den  Oligarchen  kontrollierten
Fernsehsendern  gezeigt.  Danach  wurden  auf  ihren  Programmen  endlos
Videos  mit  Menschen  gezeigt,  die  geschlagen  wurden  und  deren  Köpfe
bluteten.  Die  Gesellschaft  war  einer  Propagandaflut  ausgesetzt,  welche
darauf abzielte, die Bürger zur Teilnahme an den Protesten zu bewegen. Ein
Beispiel ist ein Report, welcher aussagt, dass ein Student bei der Räumung
des Maidan am 30. November 2013 vom Militär ermordet worden sei. Später
kam heraus,  dass  der  Student  lediglich  ein  paar  Tage  im Kreise  seiner



nationalistischen Freunde verbracht hat und seine Familie schlicht nichts
davon  wusste.  Provokante  Fehlinformierungen  wie  diese  wurden  öfters
wiederholt und durchweg von den Medien der Oligarchie aufgebauscht.

Aber  es  waren  nicht  nur  die  Fernsehsender  der  Oligarchie,  die  benutzt
wurden um die Masse der Kiewer Bewohner_innen zu den sonntäglichen
„Mahnwachen“ auf dem Maidan zu bewegen. Es wurde eine breit angelegte,
gut  organisierte  Kampagne  der  Hetze  durchgeführt;  das  Verteilen  von
Protestaufrufen an alle 4 Millionen Kiewer Briefkästen mit inbegriffen.

Die  Spitzenkräfte  des  Maidan,  welche  dauerhaft  präsent  waren  und  an
Kämpfen  mit  dem  Militär  und  der  Polizei  teilnahmen,  bestanden  aus
militanten  Neonazis  (hauptsächlich  aus  Fußballhooligans)  und  aus
arbeitslosen Menschen aus dem Westen und der Mitte des Landes. Diese
Menschen lebten einige Monate  auf  dem Maidan und wurden dabei  mit
Geldern und Essen unterstützt.  Diese durchorganisierte Finanzierung des
Maidan zeugt von einer Beteiligung durch die ukrainische Oligarchie. Die
Gelder wurden von den drei Oppositionsparteien und von NRO’s verwaltet
und direkt an paramilitärische Neonazi-Gruppen weitergeleitet.

Anfang Dezember wurde die nationalistische Richtung der Maidan-Bewegung
offensichtlich. Borotba dazu in einer Mitteilung:
Der  zweifellose  Erfolg  der  Nationalisten  ist  maßgeblich  ihrem  hohen
Aktivismus geschuldet; sie haben es geschafft die ideologische Herrschaft im
Euromaidan zu übernehmen. Hinweise dafür finden sich in den Slogans der
auf  dem Platz  versammelten Massen.  Darunter  sind Rufe  wie  „Ehre der
Ukraine – Ehre den Helden!“ und das Ausstrecken des rechten Armes – der
Gruß der ukrainischen Nationalisten vom April 1941. Andere Parolen sind
„Ehre der Nation – Tod ihren Feinden!“ und „Ukraine über alles!“ (eine
Übernahme  des  deutschen  „Deutschland  über  alles“).  Bei  andern
Oppositionsparteien  fehlen  klare  ideologische  Linien  oder  Parolen  –  als
Resultat akzeptierten die Oppositionsliberalen die nationalistische Agenda.
Alle verzweifelten Versuche des liberalen Flügels die Bewegung, z. B. durch
das  Skandieren  politisch  korrekterer  Phrasen,  von  der  nationalistischen
Ideologie wegzulenken, scheiterten kläglich. Das liegt aber nicht nur an dem
geeinten, ideologischen Auftreten der Nationalisten, sondern auch am Fehlen



eines klaren Aktionsprogramms seitens der liberalen Mehrheit. Durch diese
Situation konnten die Nationalisten, als aktivstes und radikalstes Element,
die Avantgarde der Bewegung übernehmen.

Ein weiteres Zeichen für eine ultrarechte Dominanz war die Zerstörung der
Lenin-Statue auf dem Bessarabien-Platz durch Euromaidan-Aktivisten. Dieser
barbarische  Akt  wurde  seitens  des  liberalen  Flügels  des  Maidan  nicht
verurteilt. Bruchstücke des Monuments wurden unter Zustimmungsrufen der
Masse auf dem Maidan präsentiert.

Die  anti-linke  und  anti-kommunistische  Richtung  der  Maidan-Bewegung
zeigte sich auch als die Levin-Brüder – zwei Aktivisten von Borotba – in der
Nähe des Maidan bei einer Gewerkschaftskundgebung zusammengeschlagen
wurden. Den Brüdern wurde vorgeworfen unter einer roten Fahne gestanden
zu haben. Rufe forderten sie lautstark zum Verlassen des Podiums auf. Die
„Vergeltungsmaßnahme“  ging  von  Miroschnitschenko  aus,  einem
Parlamentarier  von  Swoboda.  Bis  Januar  waren  die  ideologischen  und
politischen  Inhalte  des  Maidan  für  jede*n  unvoreingenommene*n
BeobachterIn offensichtlich. Zu diesem Zeitpunkt charakterisierten wir das
Ganze  als  „einen  liberal-nationalistischen  Aufstand  mit  zunehmend
bemerkbarer  Beteiligung  der  offen  nationalsozialistischen  Elemente  des
rechten  Sektors“.

Der  Kern  des  Maidan  setzte  sich  somit  aus  militanten  Neonazis  und
AktivistenInnen  der  Oppositionsparteien  zusammen.  Wer  war  also  das
„Fleisch“ des Euromaidan? Wer waren die Tausenden, die die Bewegung
unterstützten?

Von den DemonstrantInnen war ungefähr die Hälfte der AktivistInnen aus
anderen  Regionen.  Von  den  Befragten  einer  Umfrage,  die  am  Maidan
durchgeführt  wurde,  lebten  50% in  Kiew  und  50% kamen  aus  anderen
Regionen. Von den Letztgenannten waren 52% aus der Westukraine, 31% aus
den zentralen Provinzen und nur 17 % aus dem Süd-Osten. Von denen, die
ständig  auf  dem  Platz  waren,  waren  mit  17%  überproportional  viele
UnternehmerInnen dabei.  Russisch sprechende Menschen waren mit 16%
unverhältnismäßig  wenige,  wenn  man  die  Zahl  mit  der  der



Gesamtbevölkerung  vergleicht.  Dort  sprechen  40-50%  russisch.  Eine
eindeutige Vorstellung von der sozialen Physiognomie des Maidan kann man
aus  der  Tatsache  folgern,  dass  unter  den  „himmlischen  hundert“,  den
Menschen die auf dem Maidan umkamen, nicht eine*n einzige*r ArbeiterIn
war.

Der  Euromaidan  ist  somit  von  den  größten  Oligarchen  initiiert  und
kontrolliert. Seine politische Basis bestand aus radikalen Nationalisten und
zu einem kleinen Teil aus pro-westlich Liberalen. Seine soziale Basis bestand
aus kleinbürgerlichen und deklassierten Elementen.

Im Gegensatz dazu ist  die Widerstandsbewegung im Süd-Osten in seiner
Gesamtheit  mehr  proletarisch  und  unabhängiger  als  die  unabhängigen
Beobachter feststellten. Ebenso wenig ist es ein Zufall, dass der Widerstand
gegen die Junta von Oligarchen und Nazis, die durch den Maidan an die
Macht kamen, vor allem in den industriell entwickelten Regionen, in denen
es ein Übergewicht der Arbeiterklasse in der Bevölkerung gibt, wächst.

aus dem Englischen übersetzt von [’solid] / Revolution Fulda

L ink  zum  Or ig ina l tex t  mi t  Que l l enverwe i sen :
http://borotba.org/a_class_analysis_of_the_ukrainian_crisis.html

Was  zum  Teufel  ist
Imperialismus?
Wer sich mit Politik auseinander setzt, kommt zwangsläufig zu dem Punkt
sich auch mit politischer Theorie zu befassen. Wir erachten dieses Thema für
äußerst  wichtig  zur  persönlichen Weiterbildung,  wie  auch zur  Schaffung
einer Diskussionsgrundlage mit politischen Gegnern: Der Kommunismus will
schließlich auch wissenschaftlich erklärt werden. In diesem Zusammenhang
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wollen wir uns mit dem Begriff des Imperialismus befassen und diesen etwas
näher erläutern.

Der Kapitalismus wird gerne als ein ausgeglichenes System von Angebot und
Nachfrage dargestellt: Waren würden benötigt, die Nachfrage würde durch
Warenproduktion  befriedigt.  Jeder  der  an  diesem  Prozess  teilnähme
profitiere  auch  davon,  seien  es  UnternehmerInnen,  Werktätige  oder
DienstleisterInnen und nicht zuletzt die Gesellschaft. Diese profitiere durch
den von Konkurrenz geförderten Fortschritt – soweit das Märchen.

Die Realität ist jedoch eine gänzlich andere– wie wir nicht zuletzt am eigenen
Leib spüren. Die Produktionsmittel, wie Maschinen und Fabriken, sind in der
Hand einer besitzenden Klasse, der KapitalistInnen. Die Arbeiterklasse ist
von Mitbestimmung weitestgehend ausgeschlossen und erarbeitet den Profit
dieser UnternehmerInnen. Dabei häuft sich Kapital an, welches reinvestiert
werden will, sei es direkt in den Produktionskreislauf oder über den Umweg
verschiedener Unternehmensbereiche. Mit der Anhäufung von Kapital, häuft
sich auch Macht in der Hand der Bourgeoisie, der besitzenden Klasse, an.
Die KapitalistInnen führen dabei einen harten Konkurrenzkampf, innerhalb
einer  Nation  und  auch  über  die  Ländergrenzen  hinweg.  Kontrahenten
werden aufgekauft oder gehen pleite, der Markt konzentriert sich. Doch die
Anhäufung von  Kapital  hat  auch  seine  negativen  Seiten.  Geld  das  nicht
reinvestiert  wird  ist  totes  Kapital.  Ist  mehr  Kapital  vorhanden  als  es
Investitionsmöglichkeiten  gibt,  spricht  man  von  Überakkumulation.  Nun
müssen entweder neue Absatzmärkte erschlossen werden oder es kommt zu
Absatzkrisen  und  man vernichtet  Produktionsgüter,  etwa durch  gezieltes
Verschrotten oder Krieg.

Imperialismus ist der Begriff  für genau dieses Stadium des Kapitalismus.
Nach Lenin beschreibt der Imperialismus die fortgeschrittenste Form der
kapitalistischen Organisation. Die Ländergrenzen sind zu „eng“ geworden,
das Kapital will sich verbreiten. Es kommt zu einer Ablösung der „freien“
Konkurrenz durch das Monopol bis zur Beherrschung der Produktion – also
die Beherrschung der Märkte durch Großkonzerne. Monopol ist in diesem
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Zusammenhang nicht zwangsläufig ein einziges Unternehmen. Meist sind es
mehrere Konzerne die sich einen Wirtschaftssektor aufteilen können. Es ist
dabei  möglich  auch  Preisabsprachen  (Öl-  und  Gaskonzerne,
Telekommunikation)  zu  treffen  und  das  erscheinen  neuerer  Technik  zu
Koordinieren (Automobilsektor)– eine völlige Aufhebung der Konkurrenz ist
jedoch nicht möglich.Die Fusion des Banken- und Industriekapitals hin zum
Finanzkapital  stellt  dabei  eine  wichtige  Vorbedingung  dar.  Dieser
Zusammenschluss bedeutet die Verbindung der beiden wichtigsten Säulen
des  Kapitalismus:  Kontrolle  über  die  Produktion  und  Kontrolle  über  die
Investition, nicht zu vergessen den damit gestiegenen Machteinfluss auf die
Politik. Dieser Konzentrationsprozess des Kapitals findet natürlich weltweit
statt.  Da  aber  die  Bourgeoisie  wirtschaftlich  und  militärisch  schwächer
gestellter Länder diesen Kampf nicht für sich gewinnen kann, bildet sich der
Imperialismus nur in den führenden Ländern aus. Beispiele hierfür sind die
USA, Russland, Deutschland, Frankreich, China usw.

„1.  Konzentration  der  Produktion  und  des  Kapitals,  die  eine  so  hohe
Entwicklungsstufe  erreicht  hat,  daß  sie  Monopole  schafft,  die  im
Wirtschaftsleben  die  entscheidende  Rolle  spielen;  2.  Verschmelzung  des
Bankkapitals mit dem Industriekapital und Entstehung einer Finanzoligarchie
auf der Basis dieses ‘Finanzkapitals’; 3. der Kapitalexport, zum Unterschied
vom Warenexport, gewinnt besonders wichtige Bedeutung; 4. es bilden sich
internationale monopolistische Kapitalistenverbände, die die Welt unter sich
teilen, und 5. die territoriale Aufteilung der Erde unter die kapitalistischen
Großmächte ist beendet. Der Imperialismus ist der Kapitalismus auf jener
Entwicklungsstufe, wo die Herrschaft der Monopole und des Finanzkapitals
sich herausgebildet, der Kapitalexport hervorragende Bedeutung gewonnen,
die Aufteilung der Welt durch die internationalen Trusts begonnen hat und
die  Aufteilung  des  gesamten  Territoriums  der  Erde  durch  die  größten
kapitalistischen Länder  abgeschlossen ist.“  (Lenin,  Der  Imperialismus als
höchstes Stadium des Kapitalismus)

Außenpolitisch  ist  der  Kampf  um die  Vorherrschaft  der  jeweils  eigenen
Kapitalistenklasse natürlich mit  der  Ausweitung des Machteinflusses,  der
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Erschließung von Absatzmärkten,  Sicherung von Rohstoffquellen und der
Nutzung  günstigster  Produktionsbedingung,  beispielsweise  in  Schwellen-
oder Entwicklungsländern, verbunden. War in der Kolonialpolitik noch die
militärische Besetzung eines Landes von Bedeutung, geht es nun um die
monopolistische  Einverleibung.  Momentan werden wir  gerade  Zeuge des
Machtkampfes zwischen der EU, Russland und USA um die Ukraine. Die
Ukraine  soll  zum  Partner  der  NATO  vorangetrieben  werden,  militärisch
bedeutet  dies  die  mögliche  Stationierung  von  Truppen  in  rund  500  km
Entfernung zu Moskau, sowie der Abschottung Russlands vom Schwarzen
Meer, dem einfachsten Zugang zum Mittelmeer und Europa. Hunter Biden,
Vertrauter  von John McCain,  Senator  und Unterstützer  der Ukrainischen
Regierung,  stieg  beispielsweise  in  den  Aufsichtsrat  des  ukrainischen
Gasriesen  Burisma  Holdings  ein.  Schritt  für  Schritt  wird  nun  der
wirtschaftliche  Einfluss  ausgebaut.  Russland  versucht  dem  entgegen  zu
wirken  und  sichert  sich  seine  Einflusszone  in  der  Ukraine  gegen  jeden
Protest aus Europa. Die EU will ebenfalls die Ukraine und schnürte bereits
ein  Assoziierungsabkommen,  welches  das  Land  wirtschaftlich  attraktiver
machen  sollte:  Im  Klartext  bedeutet  dies  Kürzungen  des  Sozialsystems,
Privatisierungen, Deregulierungen.

Die Beispiele sind zahlreich. Im Kosovo- und Irak-Krieg, in Libyen verteilte
man die Aufträge für den Wideraufbau an Firmen der jeweils beteiligten
NATO-Staaten, sicherte sich Zugang zur dortigen Wirtschaft und Rohstoffen
und setzte  Marionetten-Regierungen ein.  China kauft  sich massiv  in  den
Afrikanischen Kontinent ein, im Tausch gegen Infrastruktur wie Straßen und
Häfen  erhält  man  Erz,  Öl  und  andere  Handelsgüter.  Die  Infrastruktur
ermöglicht obendrein die bessere Ausfuhr und erleichtert die Einfuhr der
Massenware, welche den Kontinent überschwemmt. Bereits jetzt zeichnen
sich Spannungen zwischen USA und China in diesem Bereich ab.
Russland arbeitet daran seinen Einfluss in Europa zu vergrößern, etwa durch
die Monopolisierung des Gashandels. Deutschland nutzt seinen gestiegenen
Einfluss in Europa um schwächere Länder wie Griechenland und Spanien von
sich  abhängig  zu  machen  und  gleichzeitig  gegen  die  Konkurrenz  aus
Frankreich oder Italien zu kämpfen.  Es geht  um nichts  Weiteres als  die
wirtschaftliche Vorherrschaft in Europa – ganz ohne Waffen. Imperialismus



bedeutet die Unterordnung der Mehrheit aller Länder unter einer Handvoll
mächtiger Staaten.

Doch die Aufhebung des Freihandels behindert eine der treibenden Kräfte
des Kapitalismus. Die Monopolisierung hebt die Konkurrenzverhältnisse auf:
Technische  Neuerungen  werde  zu  kostspielig,  Fortschritt  stagniert.  Die
Entwicklung  der  Elektroautos  kam  erst  in  Fahrt  als  sich  im  Zuge  der
Absatzkrise von 2007/08 ein Überlebenskampf unter den Automobilriesen
einstellte.  Jahrzehntelang investierte man Gelder in die Atomenergie und
schöpfte  Milliardengewinne  aus  den  abbezahlten  Meilern  ab,  statt  die
Entwicklung  neuer  Energiequellen  voran  zu  treiben.Lenin  schreibt  dazu:
„Dennoch erzeugt es, wie jedes andere Monopol, unvermeidlich die Tendenz
zur Stagnation und Fäulnis. In dem Maße, wie Monopolpreise, sei es auch
nur vorübergehend, eingeführt werden, verschwindet bis zu einem gewissen
Grade der Antrieb zum technischen und folglich auch zu jedem anderen
Fortschritt, zur Vorwärtsbewegung; und insofern entsteht die ökonomische
Möglichkeit, den technischen Fortschritt künstlich aufzuhalten.“ (Lenin, Der
Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus)

Der fortschreitende Imperialismus beschleunigt den Zerfall des Systems.
Der Kapitalismus trägt demnach seineneigenen Niedergang in sich, was
jedoch nicht bedeutet, dass der Untergang unausweichlich ist. Kommt es zu
keiner organisierten Gegenwehr der Mehrheit
der Bevölkerung, sprich der Arbeiterklasse, kann die Bourgeoisie ihr System
restaurieren  und  durch  die  Vernichtung  von  Kapital  wieder  künstlich
Nachfrage generieren. Dieses Spiel lässt sich zwar nicht auf ewig fortführen,
rettet  den Kapitalismus aber bis  zur nächsten Krise.Der Aufschwung der
Wirtschaft nach der Zerstörung durch den 1. Weltkrieg hielt gerade einmal
ein  gutes  Jahrzehnt.  Dann  folgte  eine  weitere,  tiefgreifendere
Weltwirtschaftskrise.

Die  Aufgabe  der  Arbeiterklasse  muss  es  deshalb  sein  Gegenwehr  zu
organisieren, wie etwa Streiks in Schulen, Universtäten und Betrieben. Der
Aufbau eines  schlagkräftigen Gewerkschaftsapparates,  frei  von gekauften
Funktionären,  einem revolutionären Programm statt  Co-Management.  Für
die Jugend bedeutet dies Praxis in den aktiven Kämpfen zu sammeln und
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demokratische  Strukturen  zu  errichten.  Politische  Bildung  und  die
Erfahrungen in demokratischer Organisierung sind das Rüstzeug das wir
dafür brauchen. Keine Demokratie ohne Demokraten – Keine Revolution ohne
Revolutionär*innen!

Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Rede in Fulda: "Nieder mit der
Mauer"
Ich  freue  mich,  dass  auch in  Fulda,  mehrere  Hundert  Menschen in
Solidarität mit den Palästinensern auf die Straße gegangen sind. Das ist
ein starkes Zeichen des Widerstandes.

Wir sind hier, um entschlossen für den sofortigen Stopp der Bombardierung
auf  Gaza  und  gegen  den  Einmarsch  der  israelischen  Armee  zu
demonstrieren, welcher seit Donnerstagabend läuft und tausendfaches Leid
zur Folge hat.  In den ersten 12 Tagen seit  Beginn der Offensive Israels
wurden  im  Zuge  des  Krieges  330  PalästinenserInnen  getötet  und  2400
weitere verletzt, darunter mindestens 80% ZivilistInnen. Dies stellt eine neue
Stufe der Gewalteskalation dar!

Dieser Krieg ist eine weitere Episode eines seit Jahrzehnten andauernden
Konflikts,  in dem der israelische Staat jede Friedenslösung blockiert und
lieber die Waffen sprechen lässt. Willkürliche Gewalt und Festnahmen stehen
an der Tagesordnung. So wurden durch die Besatzungspolitik des Westjordan
Landes in den letzten drei Jahren fast 50 Menschen getötet und mehr als
8000  Personen  durch  scharfe  Munition,  „Plastikgeschoss“  oder
Tränengasgranaten verletzt; 1500 davon waren Kinder. Dies dokumentiert
ein Bericht von Amnesty International, der Anfang dieses Jahres erschien.

https://onesolutionrevolution.de/rede-in-fulda-nieder-mit-der-mauer-2/
https://onesolutionrevolution.de/rede-in-fulda-nieder-mit-der-mauer-2/
http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/07/palästina1.jpg


Eine  Lösung  des  Konflikts  kann  weder  die  massive  Unterdrückung  und
Einschränkung des palästinensischen Volkes, noch die viel gepriesene Zwei-
Staaten-Lösung sein.  Sie  würde letztlich  einen Kleinststaat  schaffen,  der
alleine  nicht  lebensfähig  und  deshalb  von  einem  reaktionären  Israel
wirtschaftlich  stark  abhängig  wäre.

Viel  gefürchteter  als  die  Raketen  der  Hamas  jedoch  empfindet  Israel
Massenmobilisierungen, wie sie Anfang Juli als Protest gegen den Lynchmord
an einem palästinensischen Jugendlichen stattfanden. Die Bewegung müsste
einerseits mit der Führung aus rückschrittlichen Kräfte der Hamas und der
korrupten  Fatah  brechen  und  sich  andererseits  gegen  die  rechte  und
militaristische Politik Israels wenden. Sie müsste alle Lohnabhängigen, egal
ob Israelis oder PalästinenserInnen unter einem klassenkämpferischen und
revolutionären Programm vereinigen!

Wir fordern außerdem jeder Unterstützung Israels politisch, militärisch oder
wirtschaftlich  einzustellen.  Deutschland  zum  Beispiel  treibt  einen  regen
Waffenhandel  mit  Israel  und  stellt  die  jetzigen  Angriffe  auf  Gaza  als
Selbstverteidigungsakt dar. Außerdem setzt Israel bereitwillig die Interessen
des  westlichen  Imperialismus  im Nahen Osten  durch  und  kassiert  dafür
Milliarden.

Damit muss Schluss sein.

Nieder mit der Mauer!
Nieder mit dem zionistischen Unterdrückerregime!
Für  einen  bi-nationalen  und  säkularen  Staat  von  JüdInnen  und
PalästensenInnen.

Das ist der einzige Weg, der gewährleisten kann, dass endlich alle Menschen
unabhängig  von  Religion  und  Herkunft  gemeinsam  und  friedlich  im
geheiligten  Land  leben  können.

Ole, gemeinsame Rede von Solid Fulda und REVOLUTION-Fulda auf
der Palästina Demonstration am 19. Juli



Rede in Fulda: "Nieder mit der
Mauer"
Ich  freue  mich,  dass  auch in  Fulda,  mehrere  Hundert  Menschen in
Solidarität mit den Palästinensern auf die Straße gegangen sind. Das ist
ein starkes Zeichen des Widerstandes.

Wir sind hier, um entschlossen für den sofortigen Stopp der Bombardierung
auf  Gaza  und  gegen  den  Einmarsch  der  israelischen  Armee  zu
demonstrieren, welcher seit Donnerstagabend läuft und tausendfaches Leid
zur Folge hat.  In den ersten 12 Tagen seit  Beginn der Offensive Israels
wurden  im  Zuge  des  Krieges  330  PalästinenserInnen  getötet  und  2400
weitere verletzt, darunter mindestens 80% ZivilistInnen. Dies stellt eine neue
Stufe der Gewalteskalation dar!

Dieser Krieg ist eine weitere Episode eines seit Jahrzehnten andauernden
Konflikts,  in dem der israelische Staat jede Friedenslösung blockiert und
lieber die Waffen sprechen lässt. Willkürliche Gewalt und Festnahmen stehen
an der Tagesordnung. So wurden durch die Besatzungspolitik des Westjordan
Landes in den letzten drei Jahren fast 50 Menschen getötet und mehr als
8000  Personen  durch  scharfe  Munition,  „Plastikgeschoss“  oder
Tränengasgranaten verletzt; 1500 davon waren Kinder. Dies dokumentiert
ein Bericht von Amnesty International, der Anfang dieses Jahres erschien.

Eine  Lösung  des  Konflikts  kann  weder  die  massive  Unterdrückung  und
Einschränkung des palästinensischen Volkes, noch die viel gepriesene Zwei-
Staaten-Lösung sein.  Sie  würde letztlich  einen Kleinststaat  schaffen,  der
alleine  nicht  lebensfähig  und  deshalb  von  einem  reaktionären  Israel
wirtschaftlich  stark  abhängig  wäre.

Viel  gefürchteter  als  die  Raketen  der  Hamas  jedoch  empfindet  Israel
Massenmobilisierungen, wie sie Anfang Juli als Protest gegen den Lynchmord
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an einem palästinensischen Jugendlichen stattfanden. Die Bewegung müsste
einerseits mit der Führung aus rückschrittlichen Kräfte der Hamas und der
korrupten  Fatah  brechen  und  sich  andererseits  gegen  die  rechte  und
militaristische Politik Israels wenden. Sie müsste alle Lohnabhängigen, egal
ob Israelis oder PalästinenserInnen unter einem klassenkämpferischen und
revolutionären Programm vereinigen!

Wir fordern außerdem jeder Unterstützung Israels politisch, militärisch oder
wirtschaftlich  einzustellen.  Deutschland  zum  Beispiel  treibt  einen  regen
Waffenhandel  mit  Israel  und  stellt  die  jetzigen  Angriffe  auf  Gaza  als
Selbstverteidigungsakt dar. Außerdem setzt Israel bereitwillig die Interessen
des  westlichen  Imperialismus  im Nahen Osten  durch  und  kassiert  dafür
Milliarden.

Damit muss Schluss sein.

Nieder mit der Mauer!
Nieder mit dem zionistischen Unterdrückerregime!
Für  einen  bi-nationalen  und  säkularen  Staat  von  JüdInnen  und
PalästensenInnen.

Das ist der einzige Weg, der gewährleisten kann, dass endlich alle Menschen
unabhängig  von  Religion  und  Herkunft  gemeinsam  und  friedlich  im
geheiligten  Land  leben  können.

Ole, gemeinsame Rede von Solid Fulda und REVOLUTION-Fulda auf
der Palästina Demonstration am 19. Juli

Palästina:  Schluss  mit  der

https://onesolutionrevolution.de/palaestina-schluss-mit-der-offensive-im-gazastreifen/


Offensive im Gazastreifen
Seit der Nacht vom 7. zum 8. Juli führte die israelische Armee eine Offensive
mit Luft, Artillerie- und Marineschlägen gegen den Gazastreifen. Mehr als
250 Menschen verloren in weniger als 10 Tagen ihr Leben. Einer der Toten
war ein  israelischer  Zivilist,  der  von einer  Rakete  aus  dem Gazastreifen
getroffen wurde, als er nahe der Grenze israelischen Soldaten essen brachte.
Alle  anderen  Toten  waren  PalästinenserInnen,  die  meisten  von  ihnen
ZivilistInnen.

Seit zwei Tagen hat die israelische Armee nun eine Bodenoffensive eröffnet,
mit  dem  selbsterklärten  Ziel,  Raketenabschussrampen  und  Tunnel  zu
zerstören.  In  nicht  ganz  zwei  Tagen  starben  rund  50  weitere
PalästinenserInnen. Die Herrschenden in Westeuropa und Nordamerika, ihre
Medien und Intellektuelle, verteidigen diesen mörderischen Angriff auf das
Palästinensische  Volk  mit  dem  „Recht  auf  Selbstverteidigung“.  Einige
„liberalere“  unter  ihnen  beklagen  die  „aktuelle  Tragödie“,  für  die  beide
Seiten gleichermaßen Verantwortlich sein.

Wir  weisen  diese  Propaganda  mit  aller  Entschlossenheit  zurück.  Wir
verurteilen aufs Schärfste den Angriff der israelischen Armee, im Namen der
israelischen  Bourgeoisie  unter  der  Schirmherrschaft  des  westlichen
Imperialismus.  Wir  fordern  seine  sofortige  Beendigung  und  stellen  uns
uneingeschränkt auf die Seite des palästinensischen Widerstandes.

Wir wissen dass „ein Volk, welches ein anderes unterdrückt, sich nie selbst
befreien kann.“ Der israelische Staat in seiner jetzigen zionistischen Form
aber  braucht  die  Unterdrückung der  palästinensischen  Bevölkerung.  Wir
rufen  also  auch  der  israelischen  ArbeiterInnenklasse  zu,  dass  wenn  sie
Frieden will, wenn sie Freiheit will, dass sie diese nur Seite an Seite mit der
palästinensischen  ArbeiterInnenklasse  erringen  kann.  Eine
Zweistaatenlösung ist nicht nur eine Utopie, sie wäre auch eine reaktionäre
Lösung,  die  die  Unterdrückung  der  PalästinenserInnen  in  Stein  meißeln
würde. Wir kämpfen stattdessen für ein befreites säkulares multi-ethnisches
Palästina auf sozialistischer Grundlage.
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Das bedeutet auch, dass – auch wenn wir den Widerstand bedingungslos
unterstützen  –  wir  keinesfalls  die  reaktionäre  Politik  ihrer  Führung,  aus
Hamas oder Fatah unterstützen.  Ihre Politik  spaltet  den Widerstand und
führt in in islamistische oder bürgerliche Gewässer. Aber den so genannten
„Antideutschen“, die sich in diesem Konflikt lieber auf der Seite reaktionärer
Israelis wähnen, die von den Hügeln aus die Bombardements der israelischen
Armee, wie bei einem Public Viewing feiern, rufen wir entgegen, dass wir in
diesem Konflikt auf der anderen Seite der Barrikade stehen. Sie haben in
unserer Bewegung nichts verloren. Insbesondere die Jugend wird das spüren,
dass diese Kriegstreiber nicht im geringsten ihre Interessen vertreten.

Wir  von  REVOLUTION  rufen  zur  vollen  Solidarität  in  Deutschland  und
International mit der palästinensischen Jugend und dem Widerstand gegen
das zionistische Appartheidsregime auf. Wir rufen zur Beteiligung an den
Demonstrationen  auf.  Selbst  wenn  Linke  dort  nicht  die  Führung  haben
sollten,  ist  es  ihre  Aufgabe  die  Demonstrationen  zu  unterstützen  und
gleichzeitig ihre eigene Politik und Kritik an der jetzigen Führung offen zu
artikulieren.

Schluss mit der Bodenoffensive und den Bombardements des Gazastreifens!

Die  Sofortige  Beendigung  jeglicher  Blockaden,  öffnet  die  Grenzposten,
Schluss  mit  der  rassistischen  Diskriminierung  aller  PalästinenserInnen!

Freiheit für alle politischen Gefangenen, Schluss mit Folter, den willkürlichen
Inhaftierungen etc.!

Keine Waffenlieferungen und finanziellen Unterstützungen durch die BRD
und jeden anderen Staat an Israel!

Für  eine  internationale  Solidaritätsbewegung  aller  Linken  und  der
ArbeiterInnenbewegung  gegen  den  von  Israel  geführten  Krieg!

Für  eine  revolutionäre  ArbeiterInnenbewegung  von  israelischen  und
palästinensischen  ArbeiterInnen,  für  eine  dritte  Intifada  gegen  den
israelischen  Staat!



Solidarität  mit  den
AntifaschistInnen  in  der
Ukraine:  Gegen  Faschismus,
Imperialismus und Krieg
Das Massaker von Odessa, dem mindestens 46 Menschen zum Opfer fielen,
verdeutlicht,  mit  welcher Regierung wir  es  heute in  der Ukraine zu tun
haben.  Die  Koalition aus Neo-Liberalen,  Oligarchen und Faschisten führt
einen  Krieg  gegen  die  Linke,  gegen  AntifaschistInnen,  gegen  jeden
Widerstand  aus  der  eigenen  Bevölkerung.

Seit Wochen führt sie einen „Antiterroreinsatz“ gegen alle Kräfte im
Osten  und  Süden  des  Landes,  welche  die  neue  Regierung  nicht
anerkennen  wollen.  Sie  alle  werden  umstandslos  als  „Separatisten“  und
„Agenten Moskaus“ diffamiert, um das Vordringen der ukrainischen Armee,
der  aus  „zuverlässigen“,  nationalistischen  und  faschistischen  Kräften
bestehenden  „Nationalgarde“  und  der  Privatarmeen  der  Oligarchen  zu
rechtfertigen.

Die Nazi-Banden des “Rechten Sektors” verbreiten Terror. In den von der
Regierung kontrollierten Gebieten sind alle Linken, die sich klar gegen die
neuen Machthaber stellen, praktisch in die Illegalität gezwungen. Die Büros
der  sozialistischen  Organisation  „Borotba“  (Kampf)  und  der
„Kommunistischen Partei“ wurden verwüstet, Versammlungen werden von
Schlägertrupps gesprengt, auf die Mitglieder wird öffentlich Jagd gemacht.
Es wird wird nichts anderes als eine Pogromstimmung verbreitet.

Konterrevolutionärer Vorstoß

Die  ‚Revolution’  vom  Maidan  führte  zu  einer  konterrevolutionären
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Machtverschiebung.  Sie  hat  eine  Koalition  von  rechten  Nationalisten
(neoliberale Agenten des Westens), eine faschistische Frontpartei (Swoboda)
und  eine  Koalition  von  faschistischen  Banden  (Rechter  Sektor),  die  als
Ordnungstruppe der neuen Regierung fungiert, an die Regierung gebracht.

Sie  soll  nun  vollenden,  was  die  „Orangene  Revolution“  früher  nicht
vermochte – die gesamte Ukraine dem westeuropäischen und US-Kapitals zu
unterstellen und das Land zu einem Anhängsel des westlichen Imperialismus
zu machen.

Natürlich standen auch die Vorgängerregierungen des aktuellen Regimes
unter imperialistischen Einfluss. Auch die Regierung Janukowitsch war eine
der „Oligarchen“. Aber sie spiegelten eine Balance zwischen dem Einfluss
der EU, der USA und Russlands wider, die sich politisch in einem Zick-Zack-
Kurs zwischen den konkurrierenden Mächten ausdrückte.

Damit soll jetzt Schluss sein, geht es nach de Kiewer Regierung, v.a. aber
nach dem Willen der USA und ihrer Verbündeten. Zweifellos gibt es auch im
westlichen  Lager  Widersprüche.  Während  es  den  USA v.a.  darum geht,
Russland  zurückzudrängen  und  zugleich  auch  die  Festigung  des
europäischen  imperialen  Rivalen  zu  behindern,  drängen  die  deutsche
Regierung u.a. EU-Regime auf eine möglichst rasche Anbindung an die EU,
um den ukrainischen Markt zu erschließen und zugleich den Schaden für das
Russland-Geschäft gering zu halten. Dazu sind sie auch eher als die USA zu
Verhandlungen  und  zur  Berücksichtigung  der  Interessen  der  „östlichen
Oligarchen“ und Russlands bereit – wenn auch als untergeordneter Faktor
unter der Dominanz der EU.
Für  diese  Zwecke  greifen  die  westlichen  Imperialisten  auch  auf  die
faschistischen Banden zurück, welche die Kiewer Regierung stützen. Dazu
wurden auch alle reaktionären Gesetze und Vorhaben der Kiewer Regierung
gedeckt,  die sich gegen die russischsprachige Bevölkerung richten.  Dazu
wird  die  „Demokratie“  in  Kiew  über  den  grünen  Klee  gelobt  und  der
Mainstream der Medien spielt munter mit. Die wirklichen wirtschaftlichen
und politischen Pläne der Kiewer Regierung und der westlichen Imperialisten
werden dabei praktisch ausgeblendet:



sozialer Kahlschlag, Streichung von Subventionen für Lebensmittel
und  Energie  für  die  Bevölkerung  infolge  der  Auflagen  für  IWF-
Kredite;
Ausverkauf des Landes an westliches Kapital;
drohender Ruin der Industrie im Osten nach Öffnung des Marktes,
damit verbundene Massenarbeitslosigkeit und weitere Verelendung;
weiteres Vordringen der NATO an die russische Grenze.

Dazu nehmen die westlichen Regierung, einschließlich der Bundesregierung
einen  Bürgerkrieg  in  der  Ukraine  billigend  in  Kauf.  Allenfalls  heuchelt
Außenminister  Steinmeier  Mitgefühl  mit  den  Opfern  von  Odessa  –  und
schüttelt davor und danach Faschisten die Hand.

Um  den  russischen  Imperialismus  und  seine  Machtansprüche
zurückzudrängen,  investierten  die  USA  und  Deutschland  nicht  nur  in
Unternehmen, sondern auch Milliarden in die „Zivilgesellschaft“. Die USA
haben sich die „Demokratiebewegungen“ in den letzten beiden Jahrzehnten
rund 5 Mrd. Dollar kosten lassen. Mit Klitschkos UDAR hält sich die CDU-
nahe  Adenauer-Stiftung  gar  eine  eigene  Partei  im  Land  –  und  jammert
zugleich über zu viel „russische Einmischung“.
Die  Wahlen  am  25.  Mai  sind  eine  einzige  Inszenierung,  um  der
Machtergreifung  von  pro-westlichen  Oligarchen  einen  demokratischen
Anstrich geben. Dabei hat die neue Regierung mit undemokratischen Mitteln
die Rada, das ukrainische Parlament, gesäubert, der Kommunistischen Partei
droht  das  Verbot.  Ein  Wahlkampf  für  Oppositionelle  ist  praktisch  nicht
möglich.  Das  Wahlgesetz  wurde  –  entgegen  den  ach  so  heiligen
demokratischen Gepflogenheit der EU – kurzfristig geändert,  so dass der
neue  Präsident  auch  dann  rechtmäßig  im  Amt  wäre,  wenn  in  ganzen
Landesteilen wie Donezk und Lugansk gar nicht gewählt wird.

Widerstand

Der Widerstand gegen dieses Regime, der sich im Süden und Osten des
Landes  entwickelt  hat,  ist  daher  vollkommen  legitim.  Gegen  die
faschistischen  Schläger  des  „Rechten  Sektors“,  gegen  die  „Anti-
Terrorkampagne“  der  Nationalgarde  sind  Selbstverteidigung  und



bewaffneter  Widerstand  nicht  nur  gerechtfertigt,  sondern  unerlässlich  –
allein schon, weil sonst weitere Massaker wie in Odessa nicht zu verhindern
sind. Als Revolutionäre und Anti-FaschistInnen haben wir immer militanten
antifaschistischen Widerstand verteidigt.  Wenn das  hier  gegen NPD und
Kameradschaften  richtig  ist,  dann  gegen  die  viel  gefährlicheren
Mörderbanden  in  der  Ukraine  erst  recht!

Zweifellos  verfolgt  auch  der  russische  Imperialismus  seine  eigenen
Interessen, wenn er sich als „Unterstützer“ des Widerstands darstellt. Er ist
jedoch ein falscher Freund und verräterischer Bundesgenosse.
Das Genfer Abkommen mit den westlichen Imperialisten, die Unterstützung
für  den  Parlamentswahltermin  am  25.  Mai,  die  Opposition  gegen  die
Volksabstimmung am 11. Mai zeigen: Putins Ziel ist eine Annäherung v.a. an
die EU und den deutschen Imperialismus, mit denen er eine Aufteilung der
Ukraine vereinbaren möchte. Sein Problem ist jedoch, dass die USA und ihre
engsten  Verbündeten  in  der  EU  Britannien  und  Polen  jede  Art  von
Kompromiss  blockieren  wollen.

Der  politischen  Ausrichtung  der  Führungen  der  „Volksrepubliken“  von
Donezk und Lugansk stehen wir kritisch gegenüber. Etliche von ihnen stehen
unter dem politischen Einfluss der russischen Regierung, andere unter dem
von lokalen Großkapitalisten. Viele sind eher zufällige Größen. Aber es ist
schlichtweg  eine  Verleumdung  durch  die  Kriegshetzer  im  Westen,  die
Bewegung  im  Osten  und  Süden  des  Landes  als  eine  von  „russischen
Agenten“ hinzustellen.

Anders  als  beim Maidan gibt  es  jedoch keine  fest  gefügte  Führung aus
Parteien  der  Oligarchie  und  der  Faschisten,  die  von  Beginn  an  einen
dominierenden Einfluss auf die dortige Bewegung hatten. Die „Partei der
Regionen“  des  Ex-Präsidenten  Janukowitsch  ist  zerfallen.  Faschistische
Organisationen, die hinsichtlich Größe, Kampfkraft und Einfluss mit Swoboda
oder dem „Rechten Sektor“ vergleichbar wären, gibt es im Osten oder Süden
des Landes nicht.
Ursprünglich waren die Besetzungen von Rathäusern im Osten des Landes
wahrscheinlich auch nur von einer Minderheit getragen. Die Brutalität der
Reaktion, der „Anti-Terrorkampf“ und die Angriffe des „Rechten Sektors“ z.B.



in Mariupol, wo ein zweites Odessa verhindert werden konnte, haben ihr
jedoch Massenzulauf oder jedenfalls deren Unterstützung gebracht. Armee-
und  Polizeieinheiten  weigerten  sich,  gegen  die  eigene  Bevölkerung
vorzugehen,  zogen  sich  zurück,  desertierten  oder  wechselten  gleich  die
Seiten.  Daher  wurde  auch  das  Referendum  am  11.  Mai  zu  einer
Massendemonstration  gegen  die  Kiewer  Regierung.

Mit  ihrem Ruf  nach  Abtrennung  und  einem Anschluss  an  die  russische
Föderation  steuern  die  Führer  der  Donezk-Republik  allerdings  einen
gefährlich-abenteuerlichen  Kurs  und  entfremden  sich  großer  Teile  der
Bevölkerung, deren nationale Identität und Sprache ukrainisch ist. Außerdem
erschwert es zusätzlich, den Widerstand im östlichen Teil mit dem möglichen
Aufbegehren gegen die Kürzungspläne von EU und IWF in der gesamten
Ukraine zu verbinden.

Solidarität mit der ukrainischen Linken!

In dieser Situation stehen die ukrainischen Linken vor einer extrem schweren
Aufgabe.
Einerseits  müssen  die  den  Kampf  gegen  die  Kiewer  Regierung,  gegen
faschistische Angriffe, gegen die Unterordnung des Landes unter USA, EU
und NATO führen.

Andererseits  geht  es  darum,  unter  den  Widerständischen  für  eine
internationalistische,  klassenkämpferische  und  revolutionären  Perspektive
einzutreten,  den  Einfluss  russisch-nationalistischer  Kräfte  oder  von
Anhängern  einzelner  Oligarchenfraktionen  zurückzudrängen.

Heute ist in der Ukraine die Verteidigung der Städte im Osten und Süden
gegen die Angriffe der Faschisten und der Regierung eine Vorbedingung, um
überhaupt eine Massenbewegung gegen die Regierung aufbauen und darin
für  eine  revolutionäre  Ausrichtung  kämpfen  zu  können.  Ein  Sieg  der
Regierung über den Osten würde zu Pogromen wie in Odessa
führen und jede Opposition den faschistischen Schlächtern preisgeben.

In  den  „Volksrepubliken“  des  Ostens  werden  auch  soziale  Forderungen
erhoben wie die nach der Enteignung der Oligarchen. Das gleiche gilt für



vom  Imperialismus  kontrollierte  Unternehmen  wie  der  größten
Bergbaugesellschaft Burisma, in deren Vorstand Hunter Biden, der Sohn des
US-Vizepräsidenten, seit Mitte Mai sein Unwesen treibt. Wir unterstützen
diese  Forderungen.  Werden  sie  mit  dem  Aufbau  von  demokratischen
Strukturen  der  Bevölkerung  und  v.a.  der  ArbeiterInnen  verbunden,  so
können sie  zu  einem Hebel  werden für  die  Umgestaltung der  gesamten
Wirtschaft und Gesellschaft im Interesse der Lohnabhängigen.

Im Osten ist der staatliche Zwangsapparat praktisch zerfallen. Es fragt sich,
wer und was an seine Stelle tritt. Solange die „Regierungen“ in Donezk oder
Lugansk  unter  keiner  demokratischen  Kontrolle  der  Bevölkerung stehen,
können sie selbst leicht zum Spielball äußerer Mächte, von Oligarchen oder
Abenteurern werden. In einer solchen Situation unterstützen wir den Aufbau
von demokratischen Organen der Selbstverwaltung und Verteidigung. Wo sie
bestehen, sollte die Macht in ihren Hände konzentriert sein. Die bewaffnete
Milizen, Soldaten u.a. bewaffnete Einheiten, die die Bevölkerung gegen die
Kiewer Regierung verteidigen wollen, sollten ihnen unterstellt sein.

So kann ein Kurs gewahrt werden, der sich einerseits gegen die Regierung
wendet  und  zugleich  gegen  jede  Unterordnung  unter  den  russischen
Imperialismus. Die sozialistische Organisation „Borotba“ wendet sich gegen
eine russische Annexion der Ostukraine (und Illusionen, die in Teilen der
Bevölkerung  bestehen),  fordert  die  Enteignung  der  Oligarchie  und  der
westlichen Kapitale und tritt für eine sozialistische Umwälzung ein.

Unsere Solidarität gilt daher besonders „Borotba“. Sicher haben auch wir in
einzelnen Punkten Differenzen – auch deshalb, weil „Borotba“ selbst eine
Organisation mit verschiedenen politischen Strömungen ist. Sie stellt unserer
Meinung nach aber den einzigen realistischen Ansatzpunkt für den Aufbau
einer revolutionären Organisation in der Ukraine dar.

Internationalismus

Auf  sich  allein  gestellt  bzw.  in  Isolation  werden  die  ukrainische
Arbeiterklasse und die Linke nicht in der Lage sein, den Klassenkampf gegen
die  eigene  Oligarchie  erfolgreich  zu  Ende  zu  führen  und  sich  der



imperialistischen Unterwerfung unter das Diktat von USA, EU oder Russland
zu  widersetzen.  Sie  braucht  und  verdient  daher  starken  internationalen
Rückhalt!
Besonders für Menschen in den imperialistischen Staaten, die gerade dabei
sind,  die  Ukraine  zu  unterwerfen,  besteht  die  Verpflichtung,  den  Kampf
gegen  ihre  eigene  herrschende  Klasse  zu  führen,  deren  Pläne  auf  die
Unterwerfung der ganzen Ukraine über EU und NATO oder eine Teilung in
Interessensphären  entlang  ethno-linguistischer  Linien  hinauslaufen.  Die
Rolle  von  Obama,  Merkel  und  Co.  als  „Verteidiger  von  Demokratie  und
Menschenrechten“  bzw.  Putins  Rolle  als  „Schützer  der  russischen
Bevölkerung in der Ukraine“ müssen als Schmierentheater entlarvt werden.
SozialistInnen und AntikriegsaktivistInnen in den imperialistischen Ländern
können  am  besten  Solidarität  üben  durch  Bildung  einer  internationalen
Bewegung der Kriegsgegner gegen die Kriegstreiberei aller imperialistischen
Mächte und in Solidarität mit dem antifaschistischen Widerstand.

Die Grundlage dafür sollte sein:

Rückzug aller westlichen bewaffneten Truppen und Militärbasen aus
Osteuropa!  Keine  NATO-Manöver  in  der  Ukraine!  Nein  zu  allen
Boykotten durch USA und EU!
Nieder  mit  allen  imperialistischen  Interventionen,  westlichen  und
russischen!  Keine  fremden  Truppen  und  Geheimdienste  in  der
Ukraine!
Keine  neuen  Kriege,  weder  kalte  noch  mit  Waffen  geführte!
Auflösung der NATO!
Stopp der Unterstützung durch die Bundesregierung u.a. westlicher
Regierungen  für  die  Regierung  in  Kiew!  Weg  mit  dem  EU-
Kürzungsprogramm  für  die  Ukraine!
Solidarität mit dem antifaschistischen Widerstand! Verteidigt linke
Organisationen wie die KP der Ukraine und „Borotba“, die unter der
Repression leiden!

Gemeinsamer  Aufruf  von  ARAB  und  der  NaO-Berlin  zur
Demonstration  am  31.  Mai



Friedensprozess  gescheitert?
Revolution beginnt!
Die  Weltöffentlichkeit  ist  empört!  Die  nationalen  Bourgeoisien
schreien  auf!  Niemand  hat  mit  dieser  überraschenden  Wendung
gerechnet. Aber die bittere Wahrheit ist mit dem Überschreiten der
Deadline vom 29.4. ans Tageslicht getreten: DER FRIEDENSPROZESS
IM NAHEN OSTEN IST GESCHEITERT! Wer hätte das gedacht? Wer
hätte jemals in Erwägung gezogen, dass sich die geplanten 14 000
neuen israelischen Wohneinheiten in der Westbank als Hindernis für
den Frieden herausstellen würden? Wie konnte es dazu kommen, dass
die Palästinenser_innen nicht auf Ost-Jerusalem verzichten wollen?
Und  warum  um  Himmelswillen  können  sich  die  5  Millionen
palästinensischen Flüchtlinge nicht einfach mal mit ihrem Schicksal
abfinden, nicht mehr in ihre Häuser zurückkehren zu können und ihr
Leben  nicht  einfach  weiter  in  irgendwelchen  Flüchtlingslagern
außerhalb  der  Grenzen  Israels  verstreichen  lassen?

Ein Artikel von Marvin Schutt, REVOLUTION

die sogenannte „Apartheitsmauer“

Fragen über Fragen, die sich die imperialistische Friedenstaube Kerry (US-
Außenminister) jetzt wohl stellt. So toll hätte er als Vermittler des Friedens
im ewigen Krisengebiet Nah-Ost dastehen können. Die schöne westliche Idee
von einer einfachen Ländergrenze zwischen 2 Völkern hatte doch schon in
der Kolonialzeit so gut funktioniert. Sein toller Plan „Wir fragen mal den
ultra-rechten israelischen Regierungschef Netanjahu, wie er sich den Frieden
vorstellt  und machen das dann auch so“ ging wohl nach hinten los:  Der
Beginn der erneuten Friedensverhandlungen jährt sich bald, Netanjahu baut
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seine völkerrechtswidrigen Siedlungen in der Westbank fröhlich und völlig
unbeeindruckt  weiter  (und  verbietet  dabei  gleich  noch  den
Palästinenser_innen, selber eigene Häuser zu bauen), die Hamas ballert aus
dem  Gazastreifen  mit  Raketen  um  sich,  Israel  bombardiert  Gaza  per
Luftangriff, die PLO unterzeichnet wild eine Konvention nach der anderen,
Netanjahu schmeißt hunderte Beduinen aus ihren dürftigen Behausungen im
Süden Israels, um die Wüste dort „zum Blühen zu bringen“.

Der internationale Druck auf Israel, die Besatzung zu beenden, steigt. Eine
äußerst bittere Bilanz, lieber US-Imperialismus. Übersieht man die ganze
Gewalt und deren Opfer jedoch einmal für einen kurzen Moment, hat diese
„Friedens-Farce“ durchaus auch Gewinner_innen hervorgebracht, schließlich
konnte sich die herrschende Klasse Israels im vergangenen Jahr wunderbar
als  friedenswillig  und  kompromissbereit  präsentieren.  Die  ständigen
Misserfolge der Friedensgespräche mit den Palästinenser_innen dienten als
perfekte  Ablenkung  von  inneren  Problemen.  Löhne  und  Entlassungen
explodieren, während die Preise wuchern, tausende afrikanische Flüchtlinge
protestieren gegen geplanten Internierungslager im Süden Israels und sogar
Ultra-Orthodoxe Jüd_innen, auf die sich der israelische Staat politisch massiv
stützt,  gehen  auf  die  Straße,  da  sie  in  Zukunft  auch  zum  Wehrdienst
verpflichtet  werden  sollen.  Währenddessen  konnten  illegale  Siedlungen
weiter  ausgebaut,  Pläne  zur  Annektion  des  Jordantales  geschmiedet  und
zunehmend mehr Palästinenser_innen aus Ostjerusalem vertrieben werden.
Die  israelische  Wirtschaft  zieht  ihre  Profite  aus  der  Besatzung.  Für  die
herrschende Klasse in Israel waren die „Friedensgespräche“ also ein voller
Erfolg. Warum sollten die Israelis auch Unterbezahlung und kontinuierliche
Aufrüstung hinnehmen, wenn das Feindbild der ständigen Bedrohung nicht
täglich neu geschaffen werden würde? Das alles legitimierende Zauberwort
lautet „Bitachon“(hebräisch: Sicherheit).
Aber auch die palästinensischen Unterhändler wie Abbas und Co. verlassen
die Friedensarena des Weißen Hauses als Sieger. Die weltweit als eine der
korruptesten  Regierungen  geltende  PLO  hat  mal  wieder  ihre
Friedensbereitschaft  signalisiert  und international  dafür heftig abkassiert.
Millionen von Spendengeldern versickern jährlich im Bürokratieapparat der
PLO  und  kommen  als  neue  Villen  und  Audis  in  Ramallah  wieder  zum



Vorschein.  Ebenso  sind  die  Amtszeiten  der  Audi-fahrenden  Befreier  seit
Ewigkeiten  überschritten,  Neuwahlen  liegen  in  weiter  Ferne.  Auch  die
geplanten  Verhandlungen  mit  der  Hamas  (Israels  offizieller  Grund  zum
Abbruch  der  „Friedensgespräche“)  werden  der  herrschenden  Klasse
Palästinas  kaum  mehr  demokratische  Legitimität  verleihen.  Allein  die
Aufrechterhaltung des Status Quo garantiert Hamas und PLO die Oberhand.
Der frühere palästinensische Premierminister Ahmed Kurei selbst lieferte mit
seiner Zementfabrik das Material zum Bau der 8 Meter hohen Mauer, die
nun die Westbank abriegelt. Das Schicksal der Millionen Palästinenser_innen
interessiert Abbas genauso wenig wie Netanjahu, ebenso wenig interessieren
sich  die  anderen  arabischen  Staaten  für  ihre  unterdrückten
„Glaubensbrüder“.  Hinter  der  hochgepriesenen  Solidarität  zu  den
Palästinenser_innen  verbergen  sich  in  Wahrheit  läppische  symbolische
Spenden  der  Saudis  oder ,  gar  im  Fal l  von  Ägyptens  neuem
Übergangsregime,  Lustbombardements  auf  Gaza.  Wenn  die  Golfstaaten
wollten, bräuchten sie nur kurz den Ölhahn zuzudrehen und die USA würden
ganz schnell dafür sorgen, dass 5 Palästinas aus der Erde sprießen. Ganz im
Sinne des Führungsstils der meisten arabischen Staaten interessieren unter
dem Deckmantel  der  Religion oder  der  Solidarität  nur  die  Stabilität  der
eigenen Herrschaft und wirtschaftliche Profite.

israelische Siedlung in der besetzten Westbank

Echte Solidarität können die Palästinenser_innen nur von Revolutionär_innen
erfahren. Nur im gemeinsamen Kampf aller Arbeiter_innen, Frauen und der
Jugend kann die Region von Unterdrückung, Krieg und Imperialismus befreit
werden.  Israelis  und  Palästinenser_innen  müssen  erkennen,  dass  dieser
Konflikt nur fortbesteht, weil ihre jeweiligen herrschenden Klassen diesen
tagtäglich reproduzieren. Israelis und Palästinenser_innen können sich nur
zusammen  von  Unterdrückung,  Mauern,  Checkpoints  und  Rassismus  im
Schulterschluss mit allen revolutionären Bewegungen der Region befreien.
So  wird  es  möglich  sein,  einen  multiethischen  Arbeiter_innenstaat  in
Israel/Palästina  und  die  Vereinigten  Sozialistischen  Staaten  des  Nahen
Ostens  zu  schaffen,  was  wahren  Frieden  in  die  Region  bringt.
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Dieser Prozess ist kein Gespräch über Frieden zwischen den
Regierenden, sondern ein Kampf für Frieden gegen die Regierenden!


